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Programm 

„ServiceStadt Berlin“ 

Vorbemerkung  

Die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung ist ein wesentlicher Faktor für die Wirt-

schaftskraft der Stadt und die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger. Der globalisierte 

Wettbewerb und die wachsende Rolle der Informations- und Kommunikationstechnologie 

stellen die öffentliche Verwaltung vor neue Herausforderungen. Die Verwaltung muss sich 

diesen Veränderungen kontinuierlich anpassen.  

Der Senat wird deshalb in dieser Legislaturperiode vor allem den Service und die Qualität 

der öffentlichen Verwaltung weiter verbessern. Ziel ist es, den Zugang zu den Dienstleistun-

gen zu erleichtern und die komplexen Verwaltungsprozesse zu vereinfachen. Deshalb wer-

den die Zugangsvoraussetzungen für öffentliche Dienstleistungen gleichrangig ausgebaut, 

und zwar unabhängig davon, ob sie unmittelbar persönlich, telefonisch oder elektronisch 

erfolgen. 

Schwerpunkte dieser Maßnahmen sind: 

Leitprojekte des Landes Berlin - eGovernment Projekte für die Wirtschaft und Bürge-
rinnen und Bürger 

1. Ausbau des Berlin-Telefons zur Servicenummer 115, 

2. elektronische Verfahrensabwicklung und einheitlicher Ansprechpartner in Umsetzung 

der EU-Dienstleistungsrichtlinie,  

3. Einführung der europäischen Meldeauskunft,  

4. Bereitstellung von Online-Dienstleistungen der Bürgerämter sowie 

5. Elektronische Baugenehmigung  
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Ausbau der übrigen eGovernmentangebote für Bürgerinnen und Bürger sowie für die 
Wirtschaft. 

Durch alle Maßnahmen verbessern sich auch die Rahmenbedingungen für Investitionen 

bzw. wirtschaftliche Betätigung in Berlin. Am Ende der Legislaturperiode sollen Service und 

Qualität der Berliner Behörden als wichtiger Standortfaktor im weltweiten Wettbewerb zur 

Prosperität der Stadt beitragen.  

1 Ausgangslage und Herausforderung  

In der 15. Legislaturperiode hat der Senat die Berliner Verwaltung unter dem Motto „Mehr 

Leistung – weniger Kosten“ umfassend modernisiert. Dies geschah vor dem Hintergrund der 

notwendigen Haushaltskonsolidierung, in deren Rahmen z.B. der Stellenbestand in der Ver-

waltung von rd. 145.000 im Jahr 2001 um rd. 31.000 auf rd. 114.000 Stellen im Jahr 2006 

abgesenkt wurde. Beamte und Beamtinnen, Angestellte und Lohnempfänger und Loh-

nempfängerinnen der Berliner Verwaltung haben in den letzten Jahren zudem durch Arbeits-

verdichtungen und reale Einkommensverluste einen deutlichen Beitrag zur Haushaltskonso-

lidierung geleistet. Die gesamten Personalausgaben konnten entgegen dem Trend in ande-

rer Länderhaushalten insgesamt von etwa 7,2 Mrd. € im Jahre 2001 um 900 Mio. € auf 

6,3 Mrd. € im Jahre 2006 gesenkt werden.  

Gleichzeitig wurde der Verwaltungsapparat durch strukturelle Maßnahmen erheblich ge-

strafft. Die mehrheitliche Verlagerung von Kitaplätzen auf freie Träger und die Gründung von 

bezirklichen Eigenbetrieben sind dafür ebenso ein Beispiel wie die Gründungen der Berliner 

Immobilienmanagement GmbH (BIM), des IT-Dienstleistungszentrums (ITDZ), des Zentralen 

Personalüberhangmanagements (ZeP) sowie des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg als 

Anstalt öffentlichen Rechts. Diese Veränderungen haben wie z.B. auch die Neuordnung der 

Landesämter im Geschäftsbereich der Senatsverwaltung für Inneres und Sport wesentlich 

dazu beigetragen, die Arbeit der Verwaltung wirtschaftlicher zu gestalten und Leistungsein-

bußen weitgehend zu vermeiden.  

Die nach wie vor angespannte Haushaltssituation erfordert eine weitere Konsolidierung des 

Haushalts und die konsequente Weiterführung der Verwaltungsmodernisierung in der 16. 

Legislaturperiode. Dabei muss die Qualität der Dienstleistungen auch vor dem Hintergrund 

knapper Ressourcen gewahrt bleiben und sich die Berliner Verwaltung den Herausforderun-

gen an die im Zentrum Europas liegende Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland stel-

len. Die Modernisierungsmaßnahmen werden daher im Schwerpunkt das Dienstleistungsan-

gebot der Verwaltung nachhaltig verbessern. Der Anwendung innovativer Verfahren, die 

auch in der Zukunft Bestand haben, kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Schwer-
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punkte des Programms sind die kontinuierliche Verbesserung der Zugangsvoraussetzungen 

zu den Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung sowie die Weiterentwicklung der Dienst-

leistungen selbst. Dabei kann bei der Verbesserung der Dienstleistungen der Öffentlichen 

Verwaltung an Erfolge der vergangenen Legislaturperiode angeknüpft werden. So sorgen 

zum Beispiel die im Leistungsspektrum erweiterten Bürgerämter und die neu eingerichteten 

Ordnungsämter für bürgernahe Dienstleistungen. Deren Leistung stößt inzwischen auf breite 

Anerkennung. Die Wirtschaft profitiert mittlerweile von einem umfassenden Serviceangebot, 

das die Wirtschaftsförderungsstellen auf Bezirks- und die „One Stop Agency / Zentrale An-

lauf- und Koordinierungsstelle“ auf Senatsebene erbringen. Beide Institutionen wurden ge-

zielt eingerichtet, um den Wirtschaftsstandort Berlin zu stärken.  

Auch bei verwaltungsinternen Rationalisierungsmaßnahmen kann auf bereits erreichte Erfol-

ge aufgebaut werden. So wurden zum Beispiel durch die an betriebswirtschaftlichen Kriterien 

orientierte Arbeit der BIM und der bezirklichen „Serviceeinheiten Facility Management“ die 

Kosten für die Gebäudeverwaltung weiter gesenkt. Zur Kostensenkung trägt auch das im 

Aufbau begriffene einheitliche zentrale Bestandsverzeichnis aller betriebsnotwendigen Lie-

genschaften des Landes Berlin bei. Der verstärkte Einsatz der Informationstechnik verein-

facht Abläufe und verkürzt Durchlaufzeiten. Die Kosten für den Einsatz der Informationstech-

nik werden durch Standardisierungen und Vereinheitlichungen verringert.  

Darüber hinaus ist es in der 15. Legislaturperiode in einem ressortübergreifenden Kooperati-

onsprozess gelungen, die Modernisierung der Berliner Verwaltung mit der Implementierung 

von Gender Mainstreaming und Gender Budgeting zu verbinden.  

Damit wurde unter anderem auch der von der Expertenkommission Staatsaufgabenkritik 

geforderte, zum großen Teil bereits erfolgte strukturelle Umbau des öffentlichen Sektors wei-

tergeführt. Die maßgeblichen Abschlusspapiere der letzten Legislaturperiode sind unter 

http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung/publikationen.html veröffentlicht.  

2 Rahmenbedingungen  

Die Weiterentwicklung der Verwaltungsmodernisierung in der 16. Legislaturperiode erfolgt 

auf der Grundlage der vom Abgeordnetenhaus am 14. Dezember 2006 gebilligten Richtlinien 

der Regierungspolitik. Auf dieser Grundlage und in Anbetracht der nach wie vor erforderli-

chen Haushaltskonsolidierung und eines konsequenten Schuldenabbaus ist die Modernisie-

rung fortzusetzen und zu beschleunigen. Ziel ist es, die Berliner Verwaltung bis 2011 noch 

einfacher, besser, kundenfreundlicher und wirtschaftlicher zu gestalten.  
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Das Programm zur Weiterführung der Modernisierung der Berliner Verwaltung bis 2011 wur-

de in Zusammenarbeit mit den verantwortlichen Ressorts erstellt und verschafft einen Über-

blick über die inhaltlichen Grundsätze, Schwerpunkte und Projekte und Vorhaben. Die als 

Anlage 1 beigefügte Übersicht der Projekte und politischen Vorhaben verdeutlicht dies. Das 

Programm fußt auf klar definierten Zielen, verbindlichen Zeitplänen und eindeutigen Verant-

wortlichkeiten.  

3 Strategische Ziele  

Das Motto der Verwaltungsmodernisierung in der 16. Legislaturperiode lautet „Mehr Service 

– bessere Qualität“. Der Senat legt einen Schwerpunkt auf Projekte und politischen Vorha-

ben, die zu direkten und messbaren Verbesserungen von Service und Qualität der Leistun-

gen der öffentlichen Verwaltung führen. Der Qualitätsaspekt betrachtet neben den Kosten 

auch die angestrebten Wirkungen und die Kundenfreundlichkeit (Wartezeiten, Aufwand, 

Transparenz usw.) der Verwaltungsleistungen.  

Dabei stellt sich der Senat den Herausforderungen Europas in besonderem Maße und for-

ciert ferner den Ausbau der eGovernmentanwendungen. Der Auf- und Ausbau so genannter 

„Einheitlicher Ansprechpartner“ für EU-Dienstleisterinnen und EU-Dienstleister und die elekt-

ronische Verfahrensabwicklung im Rahmen der Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie, 

die elektronische Bereitstellung aller internetfähigen Dienstleistungen der Berliner Bürgeräm-

ter, die Schaffung der Voraussetzung der elektronischen Melderegisterauskunft, die Weiter-

entwicklung des „Berlin Telefons“ zur zentralen Servicenummer „115“ im Rahmen eines 

bundesweiten Projektes sowie die elektronische Baugenehmigung sind Leitprojekte in dieser 

Legislaturperiode und beeinflussen durch ihre Vielschichtigkeit zugleich die übrigen Projekte 

der Verwaltungsmodernisierung maßgeblich.  

Wichtige strategische Ziele der 16. Legislaturperiode sind: 

• Durchgehende Orientierung der Dienstleistungen an den Bedürfnissen der Adressaten. 

Stärkung des Berliner Wirtschaftsstandortes. Erfolgsentscheidend sind dafür auch eine 

insgesamt geringere Regulierungsdichte sowie die einfache Gestaltung von Abläufen. 

Überflüssige Bürokratie und Vorschriften werden abgebaut.  

• Anpassung des Aufgabenportfolios an die Rahmenbedingungen, Fortsetzung der Struk-

turreformen sowie klare Kommunikations- und Entscheidungsstrukturen und Aufgaben-

abgrenzungen.  

Die Umsetzung der strategischen Ziele wird die Leistungsfähigkeit der Berliner Verwaltung 

verbessern und dazu beitragen, das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger und der Wirt-

schaft in diese Leistungsfähigkeit zu steigern. Die Hauptverwaltung und die Bezirksverwal-
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tungen sind gefordert, den Prozess mit der notwendigen innovativen Kraft und Dynamik vo-

ranzubringen. 

4 Operative Handlungsfelder  

Das Programm konzentriert die verschiedenen Projekte und Vorhaben auf vier operative 

Handlungsfelder. Dadurch werden die Zusammenhänge der Projekte deutlich und Synergie-

effekte erzielt. In der Anlage 1 werden die Projekte und Vorhaben den Handlungsfeldern zu-

geordnet.  

Das Handlungsfeld Bürger- und Wirtschaftsservice (I) zielt darauf ab, die Dienstleistungen 

für Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft zu verbessern. Die Projekte und Vorhaben 

dieses Handlungsfeldes haben direkte Außenwirkung und werden die Zusammenarbeit mit 

den Behörden erleichtern. Dieser Programmteil stellt einen Schwerpunkt innerhalb der Mo-

dernisierung der 16. Legislaturperiode dar, da er wesentlich zur Stärkung des Wirtschafts-

standortes und zur Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger beiträgt. Das Dienstleis-

tungsangebot der Berliner Verwaltung soll kundinnen- und kundengerecht ausgestaltet wer-

den und sich am Grundsatz der Geschlechtergerechtigkeit orientieren.  

Die Projekte und Vorhaben des Handlungsfeldes Aktive Bürgergesellschaft (II) fördern das 

bürgerschaftliche Engagement und die Identifizierung der Bürgerinnen und Bürger mit ihrem 

Wohnumfeld und ihrer Stadt.  

Das Handlungsfeld Strategie und Steuerung (III) beinhaltet vor allem übergreifende Quer-

schnittsvorhaben wie gesamtstädtische Strukturplanungsmaßnahmen und Aspekte der Ver-

waltungssteuerung inkl. des Controllings. Strategie und Steuerung werden mit modernen 

Instrumenten und Methoden weiterentwickelt.  

Das Handlungsfeld Verwaltungseffizienz und Personalmanagement (IV) optimiert die ver-

waltungsinterne Arbeit. Ziel ist es, die Strukturen und Prozesse so weiterzuentwickeln und zu 

rationalisieren, dass mit möglichst wenig Aufwand möglichst gute Ergebnisse erzielt werden. 

Vor dem Hintergrund knapper Ressourcen kommt auch diesem Handlungsfeld große Bedeu-

tung zu. Ziel des Personalmanagements ist es, das Personal der Berliner Verwaltung be-

darfsorientiert einzusetzen. Daher werden alle Veränderungsmaßnahmen durch eine syste-

matische Personalentwicklung unterstützt. Zur Personalentwicklung gehört auch der Auf- 

und Ausbau der interkulturellen Kompetenz und der Europafähigkeit der Berliner Verwaltung. 

Eine systematische Personalbedarfsplanung wird unter Berücksichtigung der demografi-

schen Entwicklung zudem dafür sorgen, die erforderlichen Aufgabenschwerpunkte, die un-
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abdingbaren Nachbesetzungen in politischen Schwerpunktbereichen sowie den Personalab-

gang durch natürliche Fluktuation in Einklang zu bringen. 

Bei der Steigerung der Verwaltungseffizienz und einem besseren Personalmanagement sind 

die folgenden Grundlagen zu berücksichtigen:  

• Die Berliner Verwaltung konzentriert sich auf ihre unabdingbaren, politisch bestimmten 

Kernaufgaben.  

• Die Verwaltungsebenen werden weiter gestrafft und noch vorhandene Parallelstruktu-

ren abgebaut. 

• Öffentliche Leistungen orientieren sich an den Erfordernissen von Sozialräumen. 

• Vergleichbare Aufgaben werden einheitlich in allen Verwaltungen wahrgenommen, es 

werden nachvollziehbare und vergleichbare Servicequalitäten festgelegt. Vergleichbare 

Anträge von Unternehmen in verschiedenen Bezirken werden abgestimmt und mit glei-

cher Qualität beschieden.  

• Die Wahrnehmung von geeigneten Aufgaben in betrieblichen Organisationsformen 

erhöht die Transparenz und Wirtschaftlichkeit.   

• Dafür geeignete Leistungen werden im Wettbewerb zwischen öffentlichen, gemeinnüt-

zigen und privaten Anbietern erbracht.  

• Bei erwiesener Wirtschaftlichkeit sollten gleichartige Aufgaben z.B. bei Serviceaufga-

ben von einem verwaltungsinternen oder –externen Dienstleister wahrgenommen wer-

den.  

• Die Aufgabenwahrnehmung zwischen Senatsverwaltungen und Bezirken wird u.a. 

durch Politikfeld bezogene Rahmenzielvereinbarungen besser gesteuert.  

• Öffentlich-rechtliche Institutionen werden über Leistungsvergleiche und auch Leis-

tungsverträge gesteuert und finanziert.   

• Die Bezirke und die Hauptverwaltung stellen sich mit ihren Leistungen – überall wo 

möglich – intra- und interkommunalen Leistungsvergleichen. Dies gilt insbesondere für 

die Querschnittsaufgaben.  

• Die Kostenrechnung ist ein wichtiges Informationssystem in der Berliner Verwaltung 

und wird dynamisch an die Steuerungsanforderungen angepasst.  

• Durch die zentrale Bereitstellung von Organisationswerkzeugen können der Aufwand 

reduziert und die Qualität gesichert werden. 

• Kompetenz, Eigenverantwortung und Engagement der Verwaltungsmitarbeiter und 

Verwaltungsmitarbeiterinnen sollen gestärkt werden. Einflussfaktoren sind Verwal-

tungskultur, Personal- und Organisationsentwicklung, Führungsverhalten und Wis-

sensmanagement.  
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• Organisations- und Personalentwicklung innerhalb der Verwaltung orientieren sich an 

den Grundsätzen der Geschlechtergerechtigkeit und der interkulturellen Öffnung der 

Verwaltung.  

 

5 Finanzierung und personelle Unterstützung des Programms 

Der Senat verfügt mit dem Kapitel 0501 bei der Senatsverwaltung für Inneres und Sport über 

ein Instrument zur systematischen Förderung von Projekten, die für die Weiterentwicklung 

der Berliner Verwaltung aus unterschiedlichen Gründen von erheblicher Bedeutung sind. Der 

Staatssekretärsausschuss zur Verwaltungsmodernisierung hat am 19. Februar 2007 zur 

Vergabe dieser Projektmittel formale und inhaltliche Kriterien beschlossen, die die Zustim-

mung zur Projektfinanzierung an enge Bedingungen knüpfen. Die Planungen für die in den 

nächsten Jahren zentral (co-)finanzierten Projekte ergeben sich aus der Anlage 2. Daneben 

stellen alle Verwaltungen im Rahmen ihrer Modernisierungsvorhaben und ggf. ihrer landes-

weiten Zuständigkeiten personelle Ressourcen zur Realisierung des Programms zur Verfü-

gung. 

6 Organisation, Steuerung und Instrumente 

Der Senat hat einen Staatssekretärsausschuss zur Verwaltungsmodernisierung als strategi-

sches und ressortübergreifendes Koordinierungsgremium eingesetzt. 

Die Richtlinien der Regierungspolitik vom 5. Dezember 2006 weisen die Verantwortung für 

die Verwaltungsmodernisierung der Senatsverwaltung für Inneres und Sport zu. Gemäß der 

Geschäftsverteilung des Senats vom 20. Februar 2007 beinhaltet dies die landesweite ope-

rative Steuerung der Verwaltungsmodernisierung einschließlich des Controllings. Die Zuord-

nung korrespondiert mit den Querschnittszuständigkeiten der Senatsverwaltung für Inneres 

und Sport für allgemeine Fragen der Verwaltungsorganisation, ressortübergreifende Planung 

und Steuerung des IuK-Einsatzes und das landesweite Personalmanagement und die lan-

desweite Personalentwicklung. 

Zum einen wird die Senatsverwaltung für Inneres und Sport Schlüsselprojekte von besonde-

rer Bedeutung in eigener Verantwortung und in Kooperation mit Anderen voranbringen. Bei-

spiele dafür sind die Projekte „Servicenummer 115“ und „Virtuelle Bürgerdienste“.  

Zum anderen steuert die Senatsverwaltung für Inneres und Sport den Prozess für die Berli-

ner Verwaltung und unterstützt andere Verwaltungen bei deren Projektarbeit, ohne damit in 

deren Verantwortung einzugreifen. Dies gilt unter anderem für das Projekt „Umsetzung der 
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EU-Dienstleistungsrichtlinie“, das in der Federführung der Senatsverwaltung für Wirtschaft, 

Technologie und Frauen liegt. Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport wird Instrumente 

entwickeln und bereitstellen, die eine methodisch hoch professionalisierte Projektarbeit in der 

Berliner Verwaltung ermöglicht. Beispiele hierfür sind das Projektmanagementhandbuch, das 

Projektportal im Intranet sowie die praktisch methodische Unterstützung bei Projekten und 

systematische Erfahrungsaustausche.  

 

7 Transparenz und Berichtswesen 

Der Senat wird den Prozess der Verwaltungsentwicklung bis 2011 in Berlin sowohl gegen-

über dem Parlament als auch gegenüber der Öffentlichkeit transparent gestalten. Die Se-

natsverwaltung für Inneres und Sport schreibt daher die Internet-Seite 

http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung kontinuierlich fort und nutzt sie als Kommu-

nikationsmedium. Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport wird jeweils Mitte 2008, 2009 

und 2010 in Abstimmung mit allen Senatsverwaltungen und den Bezirken einen Fortschritts-

bericht zur Umsetzung und Fortschreibung dieses Programms und der Projekte und Vorha-

ben vorlegen. Bis zum 30. Juni 2011 legt die Senatsverwaltung für Inneres und Sport dem 

Senat einen Abschlussbericht zur Entscheidung vor.  


